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Mit 1. Jänner 1873 begann ein neues 
Abonnement auf die „Zeitſchrift für Verwaltung“. 

Wir erſuchen die Herren Abonnenten ihre Pränume⸗ 
rations Erneuerung nur 

an das Comptoir der Wiener Zeitung 
Grünangergaſſe Nr. 1 zu ſenden. 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Der Umſtand, daß ein in einem „öffentlichen“ Krankenhauſe Ver⸗ 
pflegter als Gemeindearmer anzuſehen ſei, alterirt nicht die Ver⸗ 
pflichtung des Landesfonds zum Erſatze von derlei Krankenkoſten ). 

Der nach G. in Steiermark zuſtändige Siechenhauspfründner 
Joſeph I, der im April 1870 aus dem Siechenhauſe in G. ent⸗ 
wichen und auf ſeiner Bettelwanderung in Tirol erkrankt war, wurde 
in der Zeit vom 7. bis 15. Juni 1870 im öffentlichen Spitale zu 
3. in Tirol verpflegt, wofür der Koſtenerſatz von 4 fl. 50 kr. gefor⸗ 
dert wurde. 

Der ſteiermärkiſche Landesausſchuß verweigerte dieſen Erſatz aus 
folgenden Gründen: „Nach § 23 des Gemeindegeſetzes beſteht die 
Obliegenheit der Armenverſorgung für die Gemeinde in ſo weit, als 
nicht dritte Perſonen nach dem Eivilrechte oder nach anderen Geſetzen 
zur Verſorgung der Armen verpflichtet ſind. Dieſe Obliegenheit höre 
nur dann auf, wenn eben dieſer im eitirten Paragraphe erwähnte 


) M. vergl. die Fälle in Nr. 23, S. 91 und in Nr. 46, S. 182 des Jahr⸗ 
ganges 1868 dieſer Zeitſchrift. 


Fall eintritt oder der Arme der Verſorgung nicht mehr bedarf. J. ſei 
ſelbſt arm und habe auch keine zahlungsfähigen Anverwandten. Er ſei 
aber auch Siechenhauspfründuer, ſtehe factifch in der Verſorgung der 
Gemeinde G., welche obige Krankenverpflegskoſten demnach zu erſetzen 
habe. Der Umſtand, daß J. am 26 April 1870 aus dem Siechen⸗ 
hauſe entwichen ſei, ändere an obiger Auffaſſung nichts, gleichwie die 
Verſorgungspflicht der Aeltern im Falle der Entweichung des Kindes 
aus dem elterlichen Haushalte nicht aufhöre“. 

Der Magiſtrat in G. lehnte den Erſatz gleichfalls ab; „denn 
die Frage der Armenverſorgung müffe von jener der Zahlung der 
Krankenverpflegskoſten ſtrenge geſchieden werden. In Anſehung der 
erſteren ſei das Heimatgeſetz IV. Abſchnitt maßgebend. J. war in der 
Armenverſorgung und zwar im Secheuhauſe ($ 25 Heimatgefetz). 
Mit dem freiwilligen Austritte aus demſelben, d. i. mit der Entwei⸗ 
chung am 26. April 1870 hat die Verſorgung J. . . . 8 factiſch und 
inſolange aufgehört, als er die Armenverſorgung nicht neuerlich in 
Anſpruch nimmt (§ 44). J. ſei ſomit in der Zeit vom 7. bis 
15. Juni 1870 nicht in der Gemeindeverſorgung geſtanden und es 
ſei nicht anzunehmen, daß eine Verſorgungspflicht der Gemeinde gegen 
den Willen der Vertretungsbedürftigen beſtehe. Anderſeits ſeien in An⸗ 
ſehung des Kranken⸗Verpflegskoſtenerſatzes für öffentliche Krankenhäuſer 
beſondere Normen maßgebend, an welchen durch das Heimatgeſetz 
nichts geändert wurde. Im Grunde der diesfalls maßgebenden Mini⸗ 
ſterialverordnungen vom 6. März 1855, 3. 6382 und 4. December 
1856. 3. 26 641 find die in einem öffentlichen Spitale anerlaufenen 
Verpflegskoſten, welche nicht vom Verpflegten oder von anderen erſatz⸗ 
pflichtigen phyſiſchen und moraliſchen Perſonen hereingebracht werden 
können, aus dem Landesfonde des Heimatlandes des Verpflegten zu 
vergüten. Die Auffaſſung des Landesausſchuſſes würde dahin führen, 
daß der Landesfond jeder weiteren Zahlung von Krankenhaus verpflegs⸗ 
koſten enthoben wäre, da eben immer entweder ein zahlungsfähiger 
Verpflegter oder eine zur Armenverſorgung und nach Meinung des 
Landesausſchuſſes zur Tragung der Krankenverpflegskoſten verpflichtete 
Gemeinde vorhanden wären“. 

Die Statthalterei entſchied, daß die Stadtgemeinde G. erſatz⸗ 
pflichtig ſei, „weil J. während der Verpflegsdauer im Spitale zu 3. 
als ein Gemeindearmer zu betrachten geweſen ſei, als welcher er im 
ſtädtiſchen Verſorgungshauſe Unterkommen gefunden habe und in 
welches er nicht nur nach feiner Wiederkehr aus Z, ſondern auch in 
der Folge nach ſeinen wiederholten Entweichungen ſtets wieder aufge⸗ 
nommen wurde, ohne daß in dieſen Entweichungen eine Verzichtleiſtung 
auf die Unterſtützung aus Gemeindemitteln bei ſeiner Erwerbsunfähig⸗ 
keit und Mittelloſigkeit rechtlich erkannt werden könnte“. 

Das Miniſterium des Innern jedoch hat unterm 10. Auguſt 
1872, 3. 11.299 über Recurs des Stadtrathes von G. „in Er⸗ 
wägung, als es fi vorliegend um Verpflegskoſten handelt, welche in 
einem öffentlichen Spitale anerlaufen ſind und nachdem die Verpflich⸗ 
hung zur Tragung von derlei Koſten im Falle der Zahlungsunfäh'g⸗ 
keit des Verpflegten und bei Abgang anderer eiſatzpflichtiger phyſiſcher 
und moraliſcher Perſonen grundſätzlich auf dem Landesfond und nicht 


auf den Heimatgemeinden laſtet“, die recurrirte Statthaltereientſchei⸗ 


dung behoben und ausgeſprochen, daß die Stadtgemeinde G. zur 
Tragung des obigen Verpflegskoſtenbetrages micht verpflichtet iſt. 
J. 


Die Erwerbung einer fremden Staatsbürgerſchaft iſt, falls die Par⸗ 
tei ſich im politiſchen Verfahren darauf beruft, von der Partei ſelbſt 
ſtandhältig nachzuweiſen. 

Heinrich R. welcher nach Prag zuſtändig war, ging im Jahre 
1848 mit einem Gubernialpaß nach London und ließ ſich dort als 
Kaufmann nieder. Wie er behauptete, wurde ihm im Jahre 1859 
u. z. mit dem Certificate der Naturaliſation vom 25. März 1859 
die engliſche Staatsbürgerſchaft verliehen. Als Nachweis dieſer Be⸗ 
hauptung legte R. einen vom engliſchen Miniſter der auswärtigen 
Angelegenheiten am 29. September 1862 ausgeſtellten, von der öfter- 
reichiichen Botſchaft in London vidirten Reiſepaß vor, worin derſelbe 
als ein naturaliſirter engliſcher Unterthan bezeichnet wird und auch 
das voreitirte Naturaliſationscertificat bezogen wird. Im Jahre 1861 
überfirdelte Heinrich R. wieder nach Prag, wo er als Beamter einer 
Aſſecuranzanſtalt fungirte. Im Jahre 1866 erwirkte er für ſeinen 
Sohn Julius und im Jahre 1868 für ſich felbft einen öſterreichiſchen 
Reiſepaß, welche Päſſe ihm von der Prager Polizeidirection anſtandslos 
erfolgt wurden, weil einerſeits die Gemeinde die Heimatszuſtändigkeit 
diefer Familie in Prag anerkarnte, anderſeits aber Hein ich R ſelbſt 
nichts davon erwähnte, daß er engliſcher Staatdangehöriger ſei. 

Im Jahre 1871 wurde vom Prager Magitrate der im Jahre 
1851 in England geborene Sohn Leo R. in die Verzeichniſſe der 
zur Stellung Aufgerufenen mit aufgenommen. Heinrich R. verlangte 
nun in einer Eingabe die Ausſcheidung ſeines Sohnes aus der Liſte 
der Stellungspflichtigen, weil ſowohl er (der Vater), als auch ſeine 
Familienglieder engliſche Staatsangehörige ſeien. 

Der Prager Magiſtrat Te,te dieſe Eingabe der Statthalterei 
zur vorläufigen Entſcheidung über die fragliche Staatsbürgerſchaft des 
Genannten vor, um dann auf deren Grundlage über das eingebrachte 
Militärreelamationsgeſuch entſcheiden zu können. Der Magiſtrat be⸗ 
merkte hiebei, daß ihm von einer Erwerbung der engliſchen Staats⸗ 
bürgerſchaft von Seite des Heinrich R. bisher nichts bekannt war, daß 
der Letztere vielmehr immer als Prager Zuſtändiger geführt wird, 
daß Heinrich R. für ſich und ſeinen Sohn Julius öſterreichiſche Reiſe⸗ 
päſſe erhoben und ſich hiebei als Prager Jurisdicent gerirt habe, daß 
derſelbe ſonach die Naturaliſationsurkunde nur zu dem Behufe erwirkt 
zu haben ſcheine, um ſeinen Söhnen ſeinerzrit die Nichterfüllung der 
öſterreichiſchen Militärpflicht zu ermöglichen. 

Die Statthalterei ließ nun den Heinrich R. auffordern, das 
Originaldecret über die Naturaliſation in England vorzulegen. 

R. gab hierauf an, daß er das Naturaliſationsdecret nicht mehr 
auffinden könne und berief ſich auf den producirten engliſchen Reiſepaß 
und die Geburtsſcheine ſeiner Kinder. 

Die Statthalterei erklärte aber, von der verlangten Producirung 
des Original⸗Naturaliſationsdeeretes nicht Umgang nehmen zu können, 
und daß auf die angebliche engliſche Staats angehoͤrigkeit des Leo R. 
bei Beurtheilung des Reclamationsgeſuches nur dann Rückſicht ge⸗ 
nommen werden könne, wenn die verlangte Urkunde binnen 4 Wochen 
in Vorlage gebracht wird. 


Gegen dieſes Statthaltereierkenntniß ergriff Heinrich R. den 


Miniſterialrecurs, in welchem er betone, daß er und feine Familien⸗ 
glieder engliſche Staatsangehörige ſeien, daß der Nachweis hierüber 
in dem producirten engliſchen Reiſepaß beigebracht worden und daß 
im Falle dieſer Nachweis nicht als genügend angeſehen werden wollte, 
es Sache der Behörden wäre, weitere Nachforſchungen 
im Wege der Geſandtſchaft zu pflegen; das Recursbegehren 
lautete auf Streichung ſeines Sohnes Leo aus de Liſte der Stellungs⸗ 
pflichtigen 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 25. Juni 1872, 
3 6698 der Berufung des Heinrich R. keine Folge gegeben, „weil 
der Recurrent zweifellos öſterreichiſcher Angehöriger war, ſich bis in 
die letzte Zeit auch als ſolcher gerirte, in dieſer Eigenſchaft Päſſe für 
ſich und ſeine Angehörigen erhob und ihm ſomit die Verpflichtung ob⸗ 
liegt, feine Behaupkung, er habe eine fremde Staatsbürgerſchaft er. 
worben, ſtandhältig nachzuweiſen“. F. Gr. 


Wenn gegen eine r ert 
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eilte Baubewilligung von 


Seite des intereſſirten Anrainers kein Necurs eingebracht worde; 


iſt, ſo kann derſelbe gegen den Bauführer mit der Klage wegen ge⸗ 


ſtörten Beſitzes nicht mehr aufkommen. 


Franz Hruby, Müller in Klein⸗Proßenitz bei Prerau in Mähren, 
beſitzt hinter ſeiner Mahlmühle eine Wieſenparcelle Kataſt Nr. 28. Au 
dieſe Wieſenparcelle angrenzend befindet ſich die der Gem. Groß-Proßenitz 
gehörige Hutweidenparcelle Kataſt. Nr. 93. Die Wieſenparcelle Franz 
Hruby's Nr. 28 iſt von der Hutweideuparcelle Nr. 93 durch einen 
Zaun geſchieden, in welchem ſich ein Einfahrtsthor befindet. Durch 
dieſes Einfahrtsthor iſt Franz Hruby ſchon ſeit vielen Jahren und 
noch bis in die neueſte Zeit aus ſeiner Wieſenparcelle Nr. 28 heraus 
über die Gemeindehutweideparcelle Nr. 93 gefahren. Nun hat die Ge⸗ 
meinde Groß⸗Proßenitz von ihrer Hutweidenparcelle Nr. 93 ein Stück, 
und zwar gerade das an die Wieſenparcelle Nr. 28 des Franz Hruby 
angrenzende Stuck an Anton Tatinek mittelſt Kaufvertrages vom 
29. April 1872, beſtätigt von Seite des mähriſchen Landesausſchuſſes 
unterm 11. Mat 1872, verkauft. 

Anton Tatinek beabſichtigte nun auf dieſem von ihm von der 
Gemeinde Groß⸗Proßenitz von der Hutweidenparcelle Nr. 93 gekauf⸗ 
ten, an die Wieſenparcelle Nr. 28 des Franz Hruby angrenzenden 
Stücke ein Haus zu bauen. In Folge deſſen ſchritt er bet der Ge- 
meinde um die Baubewilligung ein, welche ihm auch nach den ge⸗ 
pflogenen diesbezüglichen Erhebungen ertheilt wurde. Zu dieſen Er⸗ 
hebungen wurde Franz Hruby nebſt andern Anrainern vorgeladen. 

Als Anton Tatinek nach erhaltener Baubewilligung mit dem 
Baue des Hauſes begann und ſich zeigte, daß dieſer unternommene 
Bau die Ausfahrt des Franz Hruby aus der Wieſenparcelle Nr. 28 
heraus abſperre, brachte Franz Hruby die Beſitzſtörungsklage ein. 

Die erſte Inſtanz, das k. k. Bezirksgericht in Leipnik, hat nun 
nach durchgeführtem Verfahren in dieſer Bauführung des Anton Tatinek 
mittelſt Erkenntniſſes vom 15. Juni 1872, 3. 2611, thatfächlich eine 
Störung des Franz Hruby im Beſitze des Rechtes über die Parcelle 
Nr. 93 aus der Parcelle Nr. 28 herauszufahren erblickt, dem Be⸗ 
klagten Anton Tatinek aufgetragen, den früheren Zuſtand wieder her⸗ 
zuſtellen, und ſich künftighin bei ſonſtiger Strafe von 100 fl. für 
jeden Uebertretungsfall jedweder Störung des genannten Rechtes des 
Franz Hruby zu enthalten. 

Ueber den gegen dieſes Erkenntniß des k. k. Bezirksgerichtes in 
Leipnik von Seite des Geklagten Anton Tatinek eingebrachten Recurs 
hat das mähriſch⸗ſchleſiſche Oberlandesgericht mittelſt Entſcheidung 
intim. vom 23. Auguſt 1872, 3 3730 das Erkenntniß des k. k. 
Bezirksgerichtes Leipnik vom 15. Juni 1872, 3. 2611, aufgehoben 
und den Kläger Franz Hruby mit ſeiner Klage abgewieſen. Dieſe 
Entſcheidung des k. k. Oberlandesgerichtes Brünn gründete ſich darauf, 
daß die Gemeindehutweide Nr. 93 ein öffentliches Gut ſei, deren Be⸗ 
nützung jedem Gemeindegliede zuſtehe, worauf alſo von den einzelnen 
Inſaſſen, daher auch nicht von dem Kläger Franz Hruby beſondere 
Privatrechte, alſo auch nicht das Recht des Fahrweges erworben werden 
könne. 

In dem wider dieſe Entſcheidung von Seite des Klägers Franz 
Hruby eingebrachten Reviſtonsrecurſe wurde darauf hingewieſen, daß 
falls dieſe Anſchauung des k. k. Oberlandesgerichtes auf Richtigkeit be⸗ 
ruhen würde, der § 1472 a. b. G. B. ein ganz weſenloſes Ding 
wäre, da ja nach dieſem Paragraphe Rechte auf Staats⸗ und Ge⸗ 
meindegüter, wenn auch in einem längeren als dem gewöhnlichen 
Zeitraum erſeſſen werden können. 

Der oberſte k k. Gerichtshof aber hat laut Entſcheidung vom 
2. October 1872, Z. 10.098, ſowohl die Motivirungen der erſten, wie 
auch der zweiten Inſtanz gänzlich ignorirt, und den Kläger Franz 
Hruby mit ſeinem Klagsbegehren abgewieſen, weſentlich aus folgenden 
Gründen: „Nach § 340 a. b. G. B. hat derjenige, der ſich durch 
eine fremde Bauführung in ſeinem Rechte beſchwert zu ſein erachtet, 
nur dann ein Recht zur Beſchwerdeführung und auf Unterſagung des 
Baues, wenn ſich der Bauführer wider ihn nicht nach den Vorſchriften 
der a. G. O. geſchützt hat. 

Im gegenwärtigen Falle hat ſich aber der Bauführer Anton 
Tatinek gegen den Beſchwerdeführer reſpective Kläger Franz Hruby in 
Gemäßheit der a. G. O. dadurch geſchützt, daß er um die Baube⸗ 
willigung bei dem Gemeindevorſtand einſchritt. 

Da ihm dieſe Bewilligung ertheilt wurde und Franz Hruby 


gleichfalls hievon verſtändigt, es unterließ hiegegen feine Beſchwerde 
rechtzeitig zu erheben, ſo kann ſeinem Klagsbegehren weder in possessorio 
ordinario, noch auch in summarissimo ſtattgegeben werden, und iſt 
es auch nicht zu unterſuchen ob Franz Hruby dieſes Recht des Fahr⸗ 
weges thatſächlich beſitzt oder nicht“. Ger. H. 


Zuläſſigkeit der Execution auf Grund von Gemeinderechnungs⸗Er⸗ 

ledigungen der Buchhaltereien der Landesausſchüſſe. (Patent vom 

16. Jänner 1286, Nr. 546, Hofkammerdecret vom 12. Septem⸗ 
ber 1832, Nr. 2575 J. G. S.) 

Nachdem die der Gemeinde A. in Südtirol von ihrem früheren 
Vorſteher B. uber mehrjährige Verwaltung des Gemeindevermögens 
abgelegte Rechnung — den heute geltenden Vorſchriften gemäß — 
von der Buchhalterer des Landesausſchuſſes geprüft und erledigt worden 
war, betrat die Gemeinde zur Hereinbringung der aus dem Abſolutorium 
reſultirenden, von B. nicht weiter angefochtenen Rechnungsſchuld des⸗ 
ſelben ſofort den im Patente vom 16. Jänner 1786, J. G. S. Nr. 
516 und im Hofkammerdecrete vom 12. September 1832, J. G. S. 
Nr. 2575 bezeichneten Weg der Execution mit dem bei Gericht an⸗ 
gebrachten Geſuche gegen B. um Mobilien⸗ und Immobilienpfändung. 

Das in erſter Juſtanz bewilligte Geſuch wurde auf den Recurs 
des B. vom Oberlandesgerichte Innsbruck abgewieſen, weil der Civil⸗ 
richter in der Regel nur in den Fällen des § 396 weſtgaliz. G. O. 
die Execution ertheilen darf und die Liquidationen der Buchhalterei, 
von denen die oben eitirten Geſetze handeln, ſich auf die Buchhalterei⸗ 
Erledigungen, welche Sachen des Staatsſchatzes oder ihm gleichgeftellte 
Fonde betreffen, nicht aber auf die Erledigungen von Gemeinderech⸗ 
nungen beziehen, wie auch aus dem Artikel 5 des citirten Hofkammer⸗ 
decrets vom 12. September 1832, Nr. 2575 hervorgeht, worin die 
Einleitung der Execution dem k. k. Fiscalamte — der heutigen k. k. 
Finanzprocuratur — übertragen wird. 5 

Dagegen recurrirte die Gemeinde A. an den k. k. oberſten Ge⸗ 
richtshof, welcher mit Entſcheidung vom 8. Auzuſt 1871. 3 9988, 
die erſtgerichtliche Executionsbewilligung in der Erwägung beſtätigte, 
daß eine Ausnahme von der Regel des § 396 weſtgal. G. O. auch 
durch das Patent vom 16 Jänner 1786, Nr. 516 und das Hof⸗ 
kammerdecret vom 12. September 1832, Nr. 2575 ſtatuirt iſt, wor⸗ 
nach auf Buchhalterei⸗Erledigungen von Rechnungen über Vermögens⸗ 
objecte, die den Staatsſchatz unmittelbar oder mittelbar angehen, die 
gerichtliche Execution ertheilt werden muß; daß zur Zeit der Kund⸗ 
machung der citirten Geſetze bis zum Zeitpunkte der Einführung der 
gegenwärtigen Staatsverfaſſung die Verwaltung der Gemeinden unter 
die Aufficht der k. k. politischen Behörden geſtellt war, welche die 
Rechnungen der Gemeindevermögensverwaltung von der Staatsbuch⸗ 
halterei prüfen und genehmigen ließen; daß mithin bis zur Zeit, als 
die Gemeinden für autonom erklart wurden, die Buchhalterei⸗Erledi⸗ 
gungen der Gemeinderechnungen nach dem citirten Patente ohne Zweifel 
der unmittelbaren Execution fähig waren; daß aber durch die neue 
Geſetzgebung, die in Gemeindeſachen für den bisherigen Wirkungs⸗ 
kreis der k. k. Statthalterei an deren Stelle den Landesausſchuß ge⸗ 
ſetzt hat, die bis dahin beſtandenen Grundſätze eine Aenderung nicht 
erfahren haben, da keine Anordnung erlaſſen worden iſt, die zu einer 
davon abweichenden Auslegung berechtigen würde; daß ſomit in der 
bezeichneten Richtung die Landesbuchhalterei der Staatsbuchhaltung 
gleichgeſtellt werden muß; daß endlich von der Gemeinde A. die 
Zuſtellung der in Rede ſtehenden Buchhalterei⸗Erledigung an B. aus⸗ 
gewieſen und von Letzterem das im Hofkammerdecrete vom 12. Sep ⸗ 
tember 1832, Nr. 2575 eingeräumte Rechtsmittel dagegen nicht er⸗ 
griffen worden iſt. Oeſterr. Ger.⸗Ztg. 


Notizen. 

(Für Bildung einer ſtaatswifſenſchaftlichen Facultät) plaidirt 
Lorenz v. Stein im „Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchiff⸗Fahrt“ (Nr. 1 
de 1873) in einem Artikel über „Eiſeubahnweſen und Staatswiſſenſchaft“, wie folgt: 

„Es iſt kein Zweifel — es gibt nicht bloß mehr eine Kenntniß und Theorie, 
es gibt eine Wiſſenſchaft des Bahnweſens. Sie entſteht, wie jede andere Wiſſenſchaft, 
in gewiſſem Sinne da, wo die ſpecielle Theorie aufhört; das iſt da, wo der große 
innere und ſchließlich der wahrhaft bildende Zuſammenhang des Theiles mit dem 
Ganzen beginnt. Das Eiſenbahnweſen ſteht nicht mehr für ſich da, in der wirklichen 
Welt ſo wenig als in der geiſtigen des Verſtändniſſes; es iſt ein Glied eines viel 


11 — 
größeren Ganzen; es iſt ein Organ und ein Factor des Völkerlebens, ja des Lebens 
der Welt. Was wir auch traciren, bauen, berechnen, verwalten, ſchließlich ſind es die 
großen Geſetze dieſer Mächte, welche die Gründungen begründen, das Entſtehen be- 
dingen, die Trace ziehen und die Dividenden bemeſſen. Hier iſt nicht der Ort, das 
weiter zu verfolgen. Aber wir fragen allen Ernſtes, zweifelt Jemand an diefen Dingen 
wenn er objectiv daran denken mag? Nun denn — iſt dem ſo, ſo müſſen wir trachten, 
ſie auch ſo zu verſtehen, wie ſie ihrem Weſen nach ſind. Wir müſſen jenen innern, ge⸗ 
waltigen Zuſammenhang aach im Wiffen und Verſtändniß, in Theorie und Lehre zum 
Ausdruck bringen. Wir müſſen das Eiſenbahnweſen mit ſeinen wiſſenſchafilichen Ge⸗ 
brüdern, der Telegraphie, dem Poſtweſen, dem Wegeweſen und vor allem der Schiff 
fahrt in innere Verbindung bringen. Wir müſſen ihnen zur materiellen Baſis die 
Geographie und Statiſtik, zur wirthſchaftlichen die Nationalökonomie, zur rechtlichen 
das Verwaltungs- und Völkerrecht geben. Wir müſſen die Anſchauung des Bildes mit 
der Idee des Staates erfüllen, und für ſie und dann in ihm das Weltleben verſtehen 
lernen. Kann man das — und es iſt ja nicht mehr ein Künftiges, ſondern ein ſchon 
Gegenwärtiges — mit den Bildungsmitteln, die heute dem Bahnweſen geboten werden? 

An die Hoffnungen, die uns das neue Jahr bringt, reihen wir darum vor 
allem Eine, an der wir mit ganzem Herzen hängen. Die Bildung einer ſtaats⸗ 
wiſſenſchaftlichen Facultät an unſeren Univerſitäten iſt ſchon jetzt nur noch eine 
Frage der Zeit; aber ſie wird nach der Natur der Staatswiſſenſchaft vorzugs 
weiſe eine Frage der Organiſation dieſer Facultät werden. Wir denken uns dieſe 
Facultät anders als die bisherigen. Man kann darüber ſehr verſchiedener Meinung 
ſein, Allein möge ſie anfangs werden wie ſie immer will, es wird nicht lange 
dauern, bis die Gewalt der Dinge verwirklichen wird, was die Theorie als noth⸗ 
wendig ſordert. Die großen Gebiete der Staatswiſſenſchaft werden zugleich ein 
gemeinſames Feld, und dann eine ſpecielle Ordnung ihrer eigenthümlichen Theile 
erzeugen. Unter ihnen das Collegium für das Communications- oder Verkehrs⸗ 
weſen, ein Stück Pipchologie des Staatslebens; und in dieſem Collegium als Schwer 
punkt das Eiſenbahnweſen mit ſeinen Docenten, ſeinen Studenten, ſeinen Curſen, 
feinen Prüfungen, und — mit feiner Erhebung über das Gewöhnliche, mit feinen 
großartigen Begreifen des Großartigen, in deſſen Dienſte wir ſtehen! — Wir haben 
viel erlebt; Chi dura vinee ; wir werden auch dies in Erfüllung gehen ſehen“. 


(Normen für die Subventionirung der Privatbeſchäler.) 
Von dem Beſtreben nach thunlichſter Hebung und Selbſtſtändigmachung der Landes ⸗ 
pferdezucht geleltet, hat das Ackerbauminiſterium die Durchführung der Maßregel der 
Subventionirung von Privatbeſchälern in Erwägung gezogen und ſeinerzeit ſämmt⸗ 
liche Landescommiſſionen für Pferdezuchtangelegenheiten um Abgabe ihres Gut⸗ 
achtens in dieſer Angelegenheit erſucht. 

Auf Grund der hierüber eingelangten Aeußerungen und mit beſonderer Be⸗ 
rückſichtigung der über dieſen Gegenſtand bei der letzten Pferdezucht⸗Enquétecom⸗ 
miſſion ſtattgefundenen Berathungen hat ſich nun das Ackerbauminiſteri um veranlaßt 
geſehen, dieſe Maßregel in Ausführung zu bringen. Es ſind ſonach die Landescom⸗ 
miffionen für Pferdezucht, und wo ſolche nicht beſtehen, die betreffenden politifchen 
Landesbehörden mit der Durchführung dieſer Maßregel betraut worden, wobei es 
jedoch jelbftverftändfich dem Ermeſſen derſelben auheimgeſtellt wurde, zu beurtheilen, 
ob nach Maßgabe der in den einzelnen Ländern obwaltenden ſpeciellen Pferdezuchts⸗ 
verhältniſſe die Durchführung dieſer Maßregel in Angriff zu nehmen oder vorläuftig 
davon abzuſehen ſei, worüber jedenfalls dem Ackerbauminiſterium zu berichten 
ſein wird. 

Für den Fall der Durchführung dieſer Maßregel wurden vom Ackerbaumini⸗ 
ſterium folgende Grundſätze feſtgeſtellt: 

1. Der zu ſubventionirende Privatbefchäler muß ordnnngsmäßig licentirt 
fein und als zur Zucht des betreffenden Gebietes vorzüglich geeignet erkannt 


werden. 
2. Derſelbe muß nachgewieſenermaßen die von der betreffenden Landescom⸗ 


miſſion von Fall zu Fall zu beſtimmende Anzahl von Stuten gedeckt haben. 

3.. Die Beſitzer von Hengſten, welche eine Subvention anſprechen, haben das 
ordnungsmäßig geführte Deckregiſter der Landescommiſſton vorzulegen. 

4. Es bleibt dem Ermeſſen des Hengſtenbeſitzers überlaſſen, die Höhe des 
Deckgeldes zu beſtimmen. 

5. Der Hengſtenbeſitzer muß durch ein Zeugniß nachwelſen, daß der zu ſubven⸗ 
ttonirende Hengſt einmal vor und zweimal während der abgela fenen Deckperiode 
einer gründlichen ärztlichen Beſichtigung durch einen hiezu befugten Thierarzt unter⸗ 
zogen worden iſt. 

6. Ein bereits ſubventionirter Hengſt darf im nächſtfolgenden Jahre nur 
dann wieder mit einer Subvention betheilt werden, wenn ſeine Fruchtbarkeit und 
Qualität durch eine entfprechende Anzahl und Qualität der von ihm im Vorfahre 
erzeugten Fohlen ſichergeſtellt iſt. 


7. Die Ertheilung der Subvention ſelbſt darf erſt nich abgelaufener Deckzeit 
ſtattfinden. 

8. Der ſubventionirte Hengſt kann erſt ein Jahr nach Erhalt der Subvention 
frei verkauft werden; während dieſes Jahres hat der Staat das Vorkaufsrecht. 

Zur Einhaltung dieſer letzteren Beſtimmung bei ſonſtiger Verpflichtung zur 
Rückſtellung der erhaltenen Subvention muß ſich der Hengſtenbeſitzer durch Unter⸗ 
fertigung eine! Reverſes verbindlich erklären. 

Was den Vorgang bei Durchführung dieſer Maßregel der Subventionirung 
von Privatbeſchälern anbelangt, fo wurde es den einzelnen Landescommiſſionen über⸗ 
laſſen, ſowohl die zu ſubventionirenden Privatbeſchäler ſelbſt nach eigenem Ermeſſen 
zu beſtimmen, als auch innerhalb des vom Ackerbauminiſterlum zu dieſem Zwecke 
jährlich bewilligten Betrages die Zahl und Höhe der einzelnen Subventionen, letztere 
innerhalb eines ſeinerzeit bekannt zu gebenden Ausmaßes, feſtzuſtellen, wogegen den⸗ 
ſelben aber die Ueberwachung der ſtrengen Einhaltung der obangeführten dem Heng⸗ 
ſtenbeſitzer aufzuerlegenden Verpflichtungen übertragen wurde. 

Nach abgelaufener Deckperlode haben die einzelnen Landescommiſſionen über 
die Vertheilung diefer Subventionen unter Befann:gabe der Zahl und der Hbhe der⸗ 
ſelben dem Ackerbauminiſterium zu berichten. 


Verordnung. 


Erlaß des k. k. Miniſters für Cultus und Unterricht von 29. Mürz 1872, 3. 
2934, an den n. ö. Landesſchulrath, betreſfeud den Anſpruch der Schullehrer auf 
die ſogenannten Wetterläutgebühren. 


Der von dem niederöfterreichifchen Landesſchulrathe in der Sitzung vom 
30. November 1870 gefaßte und den Bezirksſchulbehörden durch Circular befanntge, 
gebene Beſchluß, dem zufolge die fogenannten Wetterläutgebühren nach der vollzogenen 
Trennung des Schul- und des Meßnerdienſtes den Lehrern zu verbleiben haben, wurde 
von den Ordinariaten Wien und St. Pölten im Recurswege dahin angefochten, daß 
dieſe Gebühren für den Meßner in Anſpruch genommen wurden. Hierüber erfloß die 
Entſcheidung des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 29. März 1872, 3. 2934, 
in welcher es heißt: 

Nach dem Hofdecrete vom 9. October 1784, 3. 1020, ſollte die Wetterläntge⸗ 
bühr ungeachtet der mit Hofdeeret vom 13. November 1788 erfolgten Abſchaffung des 
Wetterläutens nach wie vor den „Schulmeiſtern“ und zwar aus dem Grunde verab⸗ 
reicht werden, weil ſie denſelben zur Subſiſtenz nöthig und weil die Gemeinden zur 
Erhaltung ihrer Schulleute verpflichtet ſeien. 

Desgleichen wird in einer Reihe ſpäterer Hofdecrete und insbeſondere auch in 
der, in die politiſche Schulverfaſſung $ 188 aufgenommenen Regierungsverordnung 
vom 18. Jänner 1788 die Wetterläutgebühr den Schullehrern (Pfarrſchullehrern) zu: 
geſprochen. 

Hiernach ergibt ſich ſchon aus dem Wortlaute der beſtehenden geſe lichen Be⸗ 
ſtimmungen, daß die fragliche Gebühr zu jeder Zeit ein Einkommen des Schul- und 
nicht des Meßnerdienſtes war und daß, ſelbſt wenn ſie dies nicht von Anfang an ge⸗ 
weſen ſein ſollte, ſie jedenfalls nach Abſchaffung des Wetterläutens aufrecht erhalten 
wurde. 

Auf dieſen aus dem geſetzlichen Wortlant gewonnenen Schluß leitet denn auch 
die aus der Joſephiniſchen Geſetzgebung im Allgmeinen, ſowie aus der Motivirung des 
zuerſt citirten Hofdeerets im Beſonderen deutlich erkennbare Abſicht des Auerhöchſten 
Geſetzgebers (ratio legis). Letztere ging offenbar dahin, zu verhindern, daß eine aus 
der Fürſorge für die Volksbildung eutſprungene geſetzliche Neuerung — die Abſchaffung 
des Wetterläutens — nicht dadurch, daß ſie eine Verminderung des Schullehrerein⸗ 
kommens pach ſich zog, ihren eigenen Zwecken entgegenwirke. Wäre die Wetterläutge⸗ 
bühr nicht eben ein Einkommen des Schuldienſtes geweſen, jo wäre mit dem Wetter- 
läuten gewiß auch die Gebühr für dasſelbe abgeſchafft worden. In dieſem Sinne moti⸗ 
virt das voreitirte Hofdecret die Anfrechterhaltung der Gebühr mit der Verpflichtung 
der Gemeinden, „für die Erhaltung ihrer Schulleute zu ſorgen“, ſowie weiterhin mit 
der Bemerkung, daß durch dieſe Anordnung „dun Gemeinden keine neue Laſt zuwachſe“. 

Auf ihren eigentlichen dispoſitiven Inhalt zurückgeführt, bedeutete ſohin die 
ganze Maßregel fo viel als: daß die ehedem für das Wetterläuten geleiſteten Abgaben 
künftighin als eine ſelbſtändige Leiſtung der Gemeinden für den Schul dienſt fortbeſtehen 


ſollten. Die de jure neu normirte Verpflichtung wurde nur in einer alten Form ein⸗ 


geführt; dies in der richtigen Vorausſetzung, daß eine bereits beſtehende Abgabe leichter 
be behalten als eine neue übernommen werde. 

Aus dieſen Gründen finde ich ſohin den von den beiden Ordinariaten ange⸗ 
fochtenen Beſchluß des k. k. Landesſchulrathes vom 30. November 1870, beziehungs⸗ 
weiſe den auf dieſem Beſchluß beruhenden normativen Erlaß des k. k. Landesſchulrathes 
an die niederbſtereeichiſchen Bezirksſchulrälhe in Kraft zu erbalten. 

Dabei bemerke ich nur, daß dieſer Beſchluß mit Rückſicht auf die verwaltungs⸗ 


rechtliche Natur des in Frage ſtehenden Gegenſtandes den letzteren nur in ſo weit end⸗ 
giltig ordnet, als es nothwendig erſcheint, bei Führung der Unterrichtsverwaltung in 
Betreff dieſer Gebühren beſtimmlen Grundſätzen zu folgen. Dieſe Nothwendigkeit er⸗ 
gab fich ſeinerzeit für die Prüfung und Adjuſtirung der Tabellen für das Grundbuch 
der Volksſchulen, fie wird ſich demnächſt hinſichtlich der Frage herausſtellen, ob die 
fragliche Gebühr in Gemäßheit des niederöſterreichiſchen Landesgeetzes vom 18. Des 
cember 1871, § 1 entfallen jet Dagegen erſcheint durch dieſe im Intereſſe der Ver 
waltung gebotene Schlußfaſſung die adminiſtrative gerichtlich? Controverſe über den 
Beſtand und das Recht der einzelnen Gebühr um ſo weniger ausgeſchloſſen, als that⸗ 
ſächliche Beſonderheiten, denen zufolge die im Allgemeinen begründete Auffaſſung in 
concreten Fällen nicht fundirt erſcheint, immerhin denkbar find. Es werden alſo auch 
nach dieſer gegenwärtigen Entſcheidung den einzelnen Parteien hinſichtlich aller An⸗ 
ſprüche auf Wetterläutgebühren die geſetzlichen Rechtsmi tel effen ſtehen. 


Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben dem Director der Gemäldegalerie im Belvedere Eduard 


Engerth den Titel und Charakter eines Regierungsrathes taxfrei verliehen. 


Seine Majeftät. haben den Honorar-Legationeſeeretär Rudolf Grafen v. 


Welſersheimb zum wirklichen Legationsſecretär ernannt. 


Seine Majeſtät haben dem Sectionschef im Finanzminiſterium Alois Moſer 
den Orden der eiſernen Krone zweiter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hofrathe bei der nied. öſterr. Finanz⸗Landesdiree⸗ 
tion Anton Barchetti den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Miniſteriafrath im Finanzminiſterium Anton 
Pelikan v. Plauenwald zum Vicepräſidenten der nied. öſterr. Finanz⸗Landes⸗ 
direction ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Miniſterialrathes 
bekleideten Sectionsratre Karl Hamppe eine ſyſtemiſirte Miniſterialrathsſtelle, 
dann dem mit Titel und Charakter eines Sectionsrathes bekleideten Miniſterial⸗ 
ſecretär Heinrich Auer hammer, dem Vicedirector der Bergwereproducten⸗Verſchleiß⸗ 
direction, Oberbergrath Georg Walach und dem Miniſterialſecretär Emil Chertek 
ſyſtemiſirte Sectionsrathsſtellen im Fin anzminiſterium verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär im Finanzminiſterinm Karl v. 
Latour zu Thurmburg den Titel und Rang eines Sectionerathes taxfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem im Finanzminiſterium in Verwendung ſtehenden 
Finanzinſpector und Oberamtsdirector Ignaz Wagner unter gleichzeitiger tax⸗ 
freier Verleihung des Titels und Charakters eines Sectionsrathes, dann den Mini ⸗ 
ſterialconeipiſten Joſeph Leuthner, Karl Falkbeer und Ottokar Stoußka 
ſyſtemiſirte Miniſterialſecretärsftellen im Finanzminiſterium verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialconcipiſten im Finanzminiſterinm 
Hermann Hamerak den Titel und Rang eines Miniſterialſecretärs taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Legationsrath Max Hoffer Ritter v. Hoffen⸗ 
fels zum Ge’häfteträger bei der Regierung der argentiniſchen Republik und zum 
Generalconſul in Buenos⸗Ayres ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Bibliothekar im Miniſterium für Cultus und 
Unterricht kaiſerl. Rathe Dr. Salomon Hermann Ritter v. Moſenthal den Titel 
und Rang eines Regierungsrathes verliehen. 

Seine Majfeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Hofrathes beklei⸗ 
deten erſten Oberfinanzrath der ni d. öſterr. Finanzprocuratur Dr. Joſeph Ritter v. 
Hauſchka zum Finanzprocurator in Prag ernannt 
Seine Majeſtät haben dem Präſidenten der k. k. ſtatiſtiſchen Centralcommif⸗ 
fton, Sectiouschef Ludwig Freiherrn v. Hohenbühel, genannt Heufler zu 
Raſen anläßlich deſſen Penſionirung die Allerh. Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 
Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter in Hawbitz Simon Cahel das 
ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Caſſier der Staatsſchuldencaſſe Alois Pietiwoki 
das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzſecretär der ſteiermärkiſchen Finanzlandes⸗ 
en Anton Wurzlfeld tarfvei den Titel und Charakter eines Finanzrathes 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem in den Ruheſtand verſetzten Ot eramts⸗Controlor 
des Wiener Hauptzollamtes Moriz Liebiſch das goldene Verdienſtkreuz mt der 
Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem k. und k. Generalconſul in Odeſſa Dr. Karl 
Prineig den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den ſteiermärkiſchen Bauadjuncten Franz 
Maurus zum Ingenieur im Miniſtertum des Innern ernannt. 

Der Finanzminiſter hat zu Finanzräthen und Finanz⸗Bezirksdireetoren den 
mit Titel und Rang eines Finanzrathes bekleideten erſten Finanz⸗Bezirkscommiſſär 
in Graz Joſeph Brandesky für Marburg und den Finanzwach⸗Oberinſpector der 
ſteiermärkiſchen Finanz Landesdirection Alois Kurnig für Bruck ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Pribramer Bergadjuncten Wilhelm Möller 
zum Hüttenadjuncten der Pribramer Hauptgewerksverwaltung ernannt. 


Erledigungen. 

Concipiſtenſtelle bei der böhmiſchen Statthalterei mit 1200 fl. eventuell 
1000 fl. oder 800 fl. Gehalt, bis 16. Jänner (Amtsblatt Nr. 1.) 
: Telegraphen⸗Obercommiſſärsſtelle in der Section des Handelsminiſteriums 
für Poſten und Telegraphen mit 1600 fl. Gehalt und Quartiergeld pr. 300 fl. 
und eine Obercommiffärsſtelle bei der Telegraphen direction in Graz mit 1600 fl. 
Gehalt, bis 15. Jänner. (Amtsblatt Nr. 2.) 

Controlorsſtelle bei dem Punzirungsamte in Bregenz mit 800 fl. Gehalt 
gegen Caution, bis 25. Jänner. (Amteblatt Nr. 2.) 


Druckerei der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


